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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 339 der Abgeordneten 
Mehs, Kemper, Gibbert, Dr. Wuermeling und 
Genossen - Nr. 4367 der Drucksachen - Über- 
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Der Zwischenfall in Spang-Dahlem (Kreis Wittlich) hat sich nach 
den bisher getroffenen Feststellungen am 30. April 1953 ab 23.45 Uhr 
in folgender Weise abgespielt; 

1. Zunächst entstand vor der Gastwirtschaft Densborn in Spang- 
Dahlem eine Schlägerei, an der amerikanische Soldaten, deutsche 
Hilfsfreiwillige (LSU-Mannschaften) und Arbeiter der alliierten 
Bauvorhaben beteiligt waren. Diese Schlägerei konnte durch das 
Eingreifen der deutschen Gendarmerie und des amerik anisdien 
Kommandos der Flugplatzpolizei eingedämmt werden, 

2. Einige Zeit später erschienen am Ort des Zwischenfalls drei 
Lastkraftwagen mit etwa 60 bis 70 Hilfsfreiwilligen, die in 
Gegenwart ihrer deutschen Vorgesetzten mit Knüppeln, Leib- 
riemen und ähnlichen Werkzeugen wahllos über die Passanten 
und die Gäste der Wirtschaft herfielen. 

3. Nachdem die amerikanische Flugplatzpolizei den Tatort verlassen 
hatte, erschienen nach ungefähr zwanzig Minuten etwa 60 weitere 
LSU-Hilfsfreiwillige, die in der gleichen Weise ausgerüstet waren. 
Bei diesem Trupp scheinen sich auch mehrere Angehörige ameri- 
kanischer Einheiten befunden zu haben. Durch Eingreifen der 
deutschen Gendarmeriebeamten konnten größere Ausschreitungen 
verhindert werden, so daß der Einsatz eines gegen 1 Uhr aus 
Trier eingetroffenen Überfallkommandos nicht mehr erforderlich 
war. Die an den drei Phasen des Zwischenfalls Beteiligten, bei 
denen es sich vorwiegend um dieselben Personen handelte, standen 
mindestens teilweise unter starkem Alkoholeinfluß. 
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Soweit amerikanische Soldaten an den Schlägereien beteiligt 
waren, die Angehörige der Alliierten Streitkräfte im Sinne des 
Artikels 1 a I des Gesetzes Nr. 13 der Alliierten Hohen Kom- 
mission über die Gcriditsbarkeit auf den vorbchaltenen Gebieten 
sind, ist eine Zuständigkeit der deutschen Gerichte nicht gegeben. 
Dagegen unterliegen die anderen Beteiligten, insbesondere die 
Hilfsfreiwilligen (LSU-Mannschaftcn), der deutschen Strafgerichts- 
barkeit, da sie nicht Angehörige der Alliierten Streitkräfte und 
die strafbaren Handlungen soweit ersichtlich auch nicht bei der 
Erfüllung von Pflichten oder der Leistung von Diensten für die 
Alliierten Streitkräfte oder in Verbindung damit begangen worden 
sind (Artikel 1 b III des Gesetzes Nr. 13). 

Die beiden Fragen der Kleinen Anfrage werden wie folgt beantwortet; 
Zu 1: 

Gegen die an dem Zwischenfall in Spang-Dahlem Beteiligten ist, 
soweit es sich nicht um amerikanische Soldaten handelt, ein 
strafrechtliches Ermittlungsverfahren in bisher unbestritten ge- 
bliebener deutscher Zuständigkeit eingelcitet worden, das mit 
Nachdruck betrieben wird. 

Zu 2: 

Der Herr Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz hat mit 
Schreiben vom 2. Juni 1953 bei dem Herrn Französischen Landes- 
kommissar wegen des Zwischenfalls in Spang-Dahlem Protest 
erhoben und gebeten, diesen Protest an die militärischen Kom- 
mandostellen weiterzugeben. Hierbei hat er unter Hinweis auf 
die Bereitschaft der deutschen Sicherheitsorgane des Landes zur 
sachdienlichen Zusammenarbeit betont, die Landesregierung erwarte, 
daß von den zivilen und militärischen Stellen und Behörden der 
Besatzungsmacht alle Maßnahmen getroffen werden, um die 
Wiederholung derartiger Zwischenfälle zu vermeiden. Ferner hat 
der Herr Ministerpräsident in dem Schreiben seine Genugtuung 
zum Ausdruck gebracht, daß die von deutscher Seite eingeleitete 
Strafverfolgung durch die amerikanischen Dienststellen unterstützt 
worden ist und der Flugplatzkommandant erklärt hat, alle Maß- 
nahmen zu treffen, um die Wiederholung derartiger Vorkomm- 
nisse zu verhindern. Abschließend hat der Herr Ministerpräsident 
erklärt, daß die Gewährleistung eines einträglichen Verhältnisses 
zwischen Besatzungstruppen und deutscher Bevölkerung durch 
die alliierten Stellen umso notwendiger sei, als die Landesregie- 
rung bisher in eindeutiger Weise zu dem europäischen Sicher- 
heitsproblem positiv Stellung bezogen habe. 

Mit Rücksicht auf diesen Protest des Herrn Ministerpräsidenten des 

Landes Rheinland-Pfalz beabsichtigt die Bundesregierung nicht, 

weitere Schritte zu unternehmen. 


Dr. Dehler 
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Bezug: Mein Schreiben vom 12. Juni 1953 - 4030 E 
- 25 412/53 - 


Im Nach gang zu meinem oben angeführten Schreiben vom 
12. Juni 1953 übersende ich in der Anlage noch eine Abschrift des 
Fernschreibens Nr. 97 der Landesregierung in Mainz vom 10. Juni 
1953 mit der Bitte um gefl. Kenntnisnahme. 

Dr. Dehler 


Ab Schrift 


Laiidesreg;ieruns Mainz 
Fs. Nr. 97 


Anlage 


10. Juni 1953 
15.40 Uhr 


An die 

Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz beim Bund 
z. Hd. von Herrn Ministerialrat von Doemming 

Bonn 


Betrifft: Zwischeiifcill Spaiig-Dahlem 

Bezug: Dortiges Fernschreiben vom 5. Juni und 
unser Fernschreiben vom heutigen Tage 

Aus einem fernschriftlich durdi gegebenen Bericht des Oberstaats- 
anwalts in Trier vom 9. Juni 1953 ist als neuester Sachstand fol- 
gendes festzuhalten: 

Die auf dem amerikanischen Flugplatz Spang-Dahlem stationierte 
deutsche Wacheinheit hat eine Stärke von etwa 190 Mann und un- 
tersteht dem Flugplatzkommandanten. Bei den Angehörigen der 



Wacheinheic handelt es sich durchweg um junge Menschen, die aus 
allen Gegenden Deutschlands stammen. Es befinden sich sogar Minder- 
jährige darunter und es muß angenommen werden, daß es einem 
großem Teil der jungen Leute noch an der nötigen Lebenserfahrung 
fehlt. 

Am 30. April fand in Spang-Dahlem - Ortsreil Dahlem - in den 
Räumlichkeiten des Gastwirts Densborn eine Tanzveranstaltung statt. 
Hieran nahmen Bewohner des Ortsteiles Dahlem, Flugplatzarbeiter 
und Angehörige der auf dem Flugplatz stationierten deutschen 
Wacheinheit teil. In den späten Abendstunden kam es zwischen der 
Zivilbevölkerung und den Angehörigen der Wacheinheit zu Spannungen, 
die schließlich in eine Schlägerei ausarteten. Der Grund hierfür soll 
einmal in dem von beiden Seiten reichlich genossenen Alkohol 
und weiterhin darin liegen, daß Angehörige der Wacheinheit durch 
Ausdrücke wie „Hiwis”, „Schweine”, „Adenaucrsöldlinge” beleidigt 
wurden. Die Schlägerei konnte durch das Eingreifen zweier deutscher 
Gendarmeriebeamten bereits nach kurzer Zeit wieder beigelegt 
werden. Anschließend begaben sich die Angehörigen der Wachein- 
heit fast alle in das Lager zurück. 

In der Zwischenzeit war aber das Lager bereits von dem Zwischen- 
fall unterrichtet worden und Leutnant Fröhlich begab sich darauf 
mit einem Kommando von etwa 40 Mann nach Dahlem, um die 
Ruhe wieder herzustellcn. Da von verschiedenen Stellen die Mel- 
dungen in das Lager kamen und diese Meldungen wahrscheinlich 
auch stark verzerrt waren, bemächtigte sich der Wacheinheit eine 
gewisse Erregung. Dem Umstand, daß Leutnant Fröhlich nach Spang 
gefahren war, ist es zuzuschreiben, daß ein Teil seiner Leute vor ihm 
in Dahlem war und auch in das Lokal eindrang. Dabei ist es auch 
zu erheblichen Mißhandlungen von Zivilpersonen gekommen. Einer 
von ihnen trug eine schwere Augenverletzung davon und befindet 
sicli zur Zeit noch in ärztlicher Behandlung, ein weiterer erlitt 
vier Wunden am Kopf, einen Knochenriß und eine Bänderzerrung 
am rechten Bein. Sieben weitere Zivilpersonen trugen leichtere 
Kopfverletzungen davon. Nachdem Leutnant Fröhlich seine Männer 
wieder soweit in der Gewalt hatte, daß sie ihm gehorchten, fuhr 
er mit ihnen wieder in die Unterkunft zurück. 

Nach dem Bericht des Oberstaatsanwalts konnte bis jetzt nicht 
festgestellt werden, daß Leutnant Fröhlich Anordnung zur Mitnahme 
von Schlagwcrkzeugcn oder Befehl zur Umstellung der Gastwirt- 
schaft gegeben hätte. 

Während Leutnant Fröhlich mit seinem Kommando auf dem Rück- 
weg zur Unterkunft war, hatten noch einmal etwa 20 bis 25 Männer 
der Wacheinheit den Flugplatz durch den Zaun verlassen und sich 
auf kürzestem Weg nach Dahlem begeben. Auch von diesen Leuten 
hatten mehrere Schlagwerkzeuge mitgenommen. Zwischen ihnen 
und Zivilpersonen kam es alsdann nochmals zu einer Schlägerei, 
die kurz nach dem Eintreffen der amerikanischen MP beendet 
wurde. Wie sich aus dem Bericht des Oberstaatsanwalts weiterhin 
ergibt, liegen Umstände, aus denen geschlossen werden könnte, daß 
die Schlägerei von den Angehörigen der Einheit von langer Hand 
vorbereitet worden sei, nicht vor. 



Die Auffassung des Sachbearbeiters bei der Staatsanwaltschaft in 
Trier, der im Verlauf des vergangenen Tages mit dem bearbeitenden 
Gendarmeriebeamten und dem Führer der deutschen Flugplatzeinheit, 
Capitain Faller, die Angelegenheit an Ort und Stelle besprochen 
hat, geht dahin, daß die Vorgänge und ihre Hintergründe in der 
Presse eine Überbewertung und eine zum Teil stark stimmungs- 
mäßige Wertung erfahren hätten. 

Nadi Darstellung des Gend.-Meisters Wirtz haben die amerikanischen 
Behörden die Ermittlungstätigkeit der deutsdien Beamten umfassend 
unterstützt und auch von sich aus ihr Interesse an der restlosen 
Aufklärung der Zusammenhänge bekundet. 

Abschließend ist noch zu bemerken, daß von den deutschen Gend.- 
Beamten bis jetzt rund 100 Vernehmungen, darunter 65 verantwort- 
liche Vernehmungen von Beschuldigten, durchgeführt wurden und daß 
von den deutschen Strafverfolgungsbehörden alles getan wird, um 
die Angelegenheit so schnell wie möglich restlos aufzuklären. 


Rheinland-Pfalz 
Staatskanzlei 
gez. Dr. Schmitt 



